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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die angezeigten 
Planungsabsichten nach den Grundsätzen und Zielen der Raumord-
nung und Landesplanung beurteilt werden. 
 
 
 
Die Ausführungen zu den vorgelegten Unterlagen sowie den Pla-
nungszielen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass sie dem Stadt-
Umland-Raum der Hansestadt Lübeck zugeordnet wird und die Ge-
meinde Selmsdorf gem. Programmsatz 3.2.2 (3) RREP WM in beson-
derem Maße Entwicklungsimpulse für Wohnfunktionen und für Gewer-
be aufnehmen soll. 
 
Des Weiteren wird zur Kenntnis genommen, dass die gewerbliche 
Bauflächenentwicklung gem. Programmsatz 4.1 (4) RREP WM auf den 
Eigenbedarf der vorhandenen Unternehmen ausgerichtet werden soll 
und die Planung dies vorsieht. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass das Vorhaben auf-
grund der niedrigen Ackerwertzahl am Standort mit dem Programm-
satz 4.5 (2) Z LEP M-V vereinbar ist. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Vorhabenstandort gem. 
RREP WM im Vorbehaltsgebiet Tourismus sowie im Tourismusent-
wicklungsraum liegt. Die Programmsätze werden seitens der Gemein-
de grundsätzlich berücksichtigt und an anderer Stelle im Gemeindege-
biet vorgesehen. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungs-
plan Nr. 9 mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und 
Landesplanung vereinbar ist. 
 
Die abschließenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
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Nach Genehmigung der Planung wird dem Amt für Raumordnung und 
Landesplanung Westmecklenburg ein rechtskräftiges Exemplar der 
Planung übersandt. 
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Die Ausführungen zu den Entwurfsunterlagen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt. 
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Die Äußerungen und Hinweise in der Anlage werden nachfolgend be-
handelt. 
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Die allgemeinen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Herauslösung aus dem Landschaftsschutzgebiet „Palinger Heide 
und Halbinsel Teschow“ ist zum Zeitpunkt des Abwägungs- und Sat-
zungsbeschlusses rechtskräftig vollzogen. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass zu den Verfahrensvermerken 
sowie zur Planzeichnung keine Hinweise vorgebracht werden. 
 
 
Zu 1.6: Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die 
Festsetzung 1.6 wird entsprechend der aktuellen Rechtsprechung an-
gepasst. Für die festgesetzten Firsthöhen wird als Bezugspunkt die 
mittlere Höhenlage der vom Gebäude überdeckten Geländeoberfläche 
festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Begründung wird entsprechend des Hinweises des Landkreises 
ergänzt. 
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Untere Wasserbehörde 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme 
der unteren Wasserbehörde auf keine entgegenstehenden Belange 
hinweist. 
 
Zu 1.: Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Vorhaben nicht 
durch Trinkwasserschutzzonen berührt wird und die Trink- und 
Brauchwasserversorgung über den Zweckverband Grevesmühlen be-
reitgestellt wird. 
 
Zu 2.: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Abwasserbeseiti-
gungspflicht den Gemeinden obliegt und diese Pflicht auf den ZVG 
übertragen wurde. Es wird zur Kenntnis genommen, dass für anfallen-
des Abwasser ein Antrag auf Indirekteinleitung bei der unteren Was-
serbehörde zu stellen ist. 
 
Zu 3.: Es wird zur Kenntnis genommen, dass das unbelastete und ge-
ring verschmutzte Niederschlagswasser erlaubnisfrei zu versickern ist 
und der Nachweis erbracht wurde. 
Des Weiteren wird zur Kenntnis genommen, dass für die Nieder-
schlagswassereinleitung aus dem Regenrückhaltebecken eine wasser-
rechtliche Erlaubnis zu beantragen ist. 
 
Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
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Untere Immissionsschutzbehörde 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme 
der unteren Immissionsschutzbehörde auf entgegenstehende Belange 
hinweist, die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berück-
sichtigt werden müssen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die untere Immissionsschutz-
behörde keine grundsätzlichen Bedenken gegen den Entwurf der Sat-
zung über den Bebauungsplan Nr. 9 vorbringt, da die Belange des 
Immissionsschutzes über die Festsetzung von Schallleitungspegeln 
hinreichend beachtet wurde. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass das Gutachterbüro 
aus nachvollziehbaren Gründen vom aktuellen Standardverfahren der 
DIN 45691 abweicht. Es wird außerdem zur Kenntnis genommen, dass 
aus Gründen der Nachvollziehbarkeit die Festsetzungsvorschläge des 
Gutachters vollständig und inklusive des Nachweises in den Textteil 
des Bebauungsplanes übernommen werden sollten. Dies wird ent-
sprechend angepasst. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Festsetzungen werden 
entsprechend überprüft. 
 
Die Ausführungen des Gutachtens werden als Hinweis in die Planung 
aufgenommen. 
 
 
 
Die textliche Festsetzung 7.2 wird dahingehend überprüft und ggf. an-
gepasst. 
 
 
 
 
Der Hinweis auf Punkt 7.4 der textlichen Festsetzungen wird zur 
Kenntnis genommen und wird künftig nicht mehr angeführt. 
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0. 
 
 
 
 
1. 
1.1 
 
 
1.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Punkt 7.5 der textlichen Fest-
setzungen ausreichend für eine Berücksichtigung unterschiedlicher 
resultierender maßgeblicher Außenlärmpegel ist. 
 
Untere Naturschutzbehörde 
Zu 0.: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Stel-
lungnahme der unteren Naturschutzbehörde (uNB) auf entgegenste-
hende Belange hinweist, die im Rahmen der bauleitplanerischen Ab-
wägung berücksichtigt werden müssen. Nachfolgend setzt sich die 
Gemeinde mit den vorgebrachten Argumenten auseinander. 
 
1. Eingriffsregelung 
Zu 1.1: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das Verfahren nach 
der Regelung der HzE von 1999 zu Ende geführt werden kann.  
 
Zu 1.2: Aufgrund der Tatsache, dass es sich bei den kompensations-
mindernden Maßnahmen faktisch nicht um Kompensationsmaßnah-
men handelt, werden hier auch nicht die Kriterien der Tabelle 6 zu 
Wirkzonen und die Anforderungen der Anlage 11 angewandt.  
Die Grünflächen innerhalb der Gewerbeflächen tragen zu einer Ver-
besserung des Orts- und Landschaftsbildes bei und gliedern die Ge-
werbeflächen. Des Weiteren wirken diese sich auch kleinklimatisch 
positiv aus. Es wird ein geringer Minimierungsfaktor angewandt, der 
der Ausprägung der Grünfläche als Zierrasen entspricht. Die Minimie-
rung wird dem zuvor getätigten Totalverlust entgegengestellt. Deshalb 
werden hier nicht die Wirkzonenregelungen der Tabelle 6 (HzE), son-
dern der Freiraumbeeinträchtigungsgrad angewandt, um die angren-
zenden Beeinträchtigungen zu berücksichtigen.  
In Bezug auf die Darstellung der internen Kompensationsmaßnahmen 
wird der Hinweise zu den Darstellungen der HzE 1999 berücksichtigt. 
Der Leistungsfaktor wird auf 0,5 angepasst.  
Ausnahme bildet das Abschirmgrün am östlichen Plangebietsrand. 
Diese Flächen verbleiben im LSG und werden als „Wertbiotope“ ge-
mäß Tabelle 6 eingestuft und ein Leistungsfaktor von 0,7 verwendet.  
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1.3 
 
 
 
 
 
 
 
1.4 
 
1.5 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.3: Die Aussagen zum Pflegeregime werden berücksichtigt. Die 
Kompensationsmaßnahme „Naturnahe Wiese“ wird präzisiert. Es wer-
den ergänzende Ausführungen zur Aushagerung des Standortes ge-
mäß der Stellungnahme der uNB in den Umweltbericht und die Fest-
setzungen aufgenommen.  
 
Zu 1.4: Aufgrund weiterer Abstimmungen mit der unteren Naturschutz-
behörde im Hinblick auf die Vorbereitung der Satzung des Bebau-
ungsplanes wurde eine Herstellung der Ausgleichspflanzungen im Vor-
feld der Bebauung im Zusammenhang mit der Herstellung der Er-
schließung für das Gewerbegebiet vereinbart.  
 
Zu 1.5: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Nutzung des be-
nannten gemeindeeigenen Ökokontos für den Ausgleich der Eingriffe 
in Natur und Landschaft geeignet ist.  
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1.6 
 
 
 
 
 
2. 
 
2.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.3 

 
Zu 1.6: Die Gemeinde nimmt die Hinweise zur Ökokontoverordnung zur 
Kenntnis. Die Reservierung des Ökokontos wird vor Satzungsbeschluss der 
uNB zur Verfügung gestellt.  
 
 
2. Baum- und Alleenschutz 
 
Zu 2.1: Die gesetzlichen Bestimmungen zum geschützten Baumbestand in-
nerhalb des Plangebietes werden zur Kenntnis genommen.  
Es wird hier auf zwei betroffene Baumreihen eingegangen. Zum einem geht 
es um eine Baumreihe entlang der B 104. Hier sind Eingriffe in Zusammen-
hang mit der Erschließung des Gewerbegebietes notwendig. Ein entspre-
chender Ausnahmeantrag wurde bei der unteren Naturschutzbehörde (uNB) 
eingereicht. Dabei wurde ausführlich auf die Notwendigkeit der dargestellten 
technischen Erschließungslösung eingegangen. Des Weiteren wird im Um-
weltbericht auf die möglichen Beeinträchtigungen des Wurzelschutzbereiches 
im Zusammenhang mit der Einrichtung eines Geh- und Radweges eingegan-
gen. Es wurden Maßnahmen wie beispielsweise Wurzelschutzbrücken sowie 
die Umpflanzung der Bäume in Erwägung gezogen. Die Genehmigung des 
Baumfällantrages lag der Gemeinde vor Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
vor.  
 
Zu 2.2: Die Gemeinde nimmt die Hinweise zur Darstellung möglicher Vermei-
dungsmaßnahmen zur Kenntnis, diese wurden bereits überprüft. Es liegt eine 
verkehrstechnische Analyse des Erschließungsplanes vor. Des Weiteren wer-
den im Ausnahmeantrag alternative Erschließungsmöglichkeiten behandelt.  
Die Umpflanzung der Bäume im Zuge der Errichtung des Geh- und Radweges 
betreffend, wird derzeit eine baumgutachterliche Untersuchung zum Umpflan-
zerfolg durchgeführt.  
 
Zu 2.3: Die Gemeinde nimmt den Baumschutzkompensationserlass des Lan-
des M-V als Grundlage zur Ermittlung der Anzahl und Qualität der notwendi-
gen Ausgleichsbäume zur Kenntnis. Die Gemeinde wird entsprechenden Er-
satzpflanzungen durchführen. Hierfür wird eine Baumreihe im Hauptort 
Selmsdorf vorgesehen. Der genaue Standort wird im Baumfällantrag darge-
stellt.  
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2.3 
 
3. 
 
3.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.2 
 

 
 
Zu. 2.3: Die gesetzlichen Grundlagen zur Verbandsbeteiligung werden 
von der Gemeinde zur Kenntnis genommen. Es wurde mit der uNB die 
Übergabe der Unterlagen in 6-facher Ausführung vereinbart.  
 
3. Natur- und Landschaftsschutzgebiete 
 
Zu 3.1: In Bezug auf den verbleibenden Klärungsbedarf fand im Nach-
gang dieser Stellungnahme ein Abstimmungstermin statt. Im Ergebnis 
wurde als Gehölzpflanzung am östlichen Plangebietsrand ein 7 m brei-
ter Gehölzstreifen aus heimischen Laubgehölzen mit einer Mischung 
aus Bäumen und Sträuchern vereinbart.  
Die überarbeiteten Unterlagen werden der uNB vorgelegt, um das 
Herauslösungsverfahren erfolgreich abschließen zu können.  
 
Naturschonende Beleuchtung 
Zu 3.2: Die Hinweise zu insektenfreundlicher Beleuchtung werden be-
rücksichtigt und in die Festsetzungen des Bebauungsplanes aufge-
nommen.  
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3.3 
 
 
 
4. 
 
4.1 
 
 
 
4.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 3.3: Die Festsetzung von Straßenbäumen dient unter anderem dem 
Zweck, die Parkflächen entlang der Planstraße A zu gliedern. Aus 
Sicht der Gemeinde ist es daher sinnvoll, kleinere Bäume zu pflanzen, 
die mit den Standortbedingungen entsprechend besser zurechtkom-
men werden. Auch die Ausdehnung der Kronen wird dadurch künftig 
eher unproblematisch sein. Außerdem kann davon ausgegangen wer-
den, dass innerhalb der vorgesehenen Baumscheiben, kleinere Bäume 
vorteilhafter sind. Die Gemeinde weist darauf hin, dass je 1000 m² 
Grundstücksfläche der künftigen Betriebe ein Großbaum zu pflanzen 
ist und so ein verbessertes „Klimakomfort“ erreicht werden kann. 
Gründächer sind im festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiet 
grundsätzlich zulässig. Die Gemeinde möchte jedoch vermeiden, dies 
als Zwang festzusetzen. Im Gegensatz zu vergleichbaren Planungen 
werden die Gründächer jedoch explizit in den Örtlichen Bauvorschrif-
ten genannt, um einen Denkanstoß zu liefern. 
 
 
4. Artenschutz 
 
Zu 4.1: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die aufgeführten ar-
tenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
entsprechend umzusetzen sind.  
Gemäß den Ausführungen der durchgeführten artenschutzrechtlichen 
Untersuchungen in Form einer Potentialabschätzung sind für die Ar-
tengruppe Bauzeitenbeschränkungen für Brutvögel erforderlich. Diese 
sind bereits im § 39 Bundesnaturschutzgesetzes verankert. Sowohl im 
Umweltbericht als auch unter den Hinweisen erfolgt ein entsprechen-
der Verweis auf diese Gesetzgebung.  
 
Zu 4.2: Die Gemeinde berücksichtigt die Ausführungen zu „Naturscho-
nender Beleuchtung“ (siehe Punkt 3.2).  
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4.3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.5 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung 
 
Zu 4.3: Die Gemeinde nimmt die gesetzlichen Grundlagen zum Arten-
schutz zur Kenntnis. Auf der Grundlage der benannten Paragraphen 
wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet.  
 
Zu 4.4: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass den Ausführungen 
und Einschätzungen des vorgelegten Artenschutzrechtlichen Fachbei-
trages von Seiten der unteren Naturschutzbehörde gefolgt wird und 
derzeit keine entgegenstehenden Belange erkennbar sind.  
 
Zu 4.5:  Der Hinweis auf den BfN-Leitfaden wird zur Kenntnis genom-
men. Die Hinweise zu insektenfreundlicher Beleuchtung wurden be-
reits unter Punkt 3.2 berücksichtigt. 
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5. 
5.1 
 
 
 
 
5.2 
 

 
5. Biotopschutz 
 
Zu 5.1: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass den Aus-
führungen zu gesetzlich geschützten Biotopen nach § 20 Abs. 1 
NatSchAG M-V im Umweltbericht nicht widersprochen wird. 
 
Natura 2000/GGB 
 
Zu 5.2: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass eine Beein-
trächtigung der Schutz- und Erhaltungsziele der in mittelbarer Nähe 
gelegenen Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung aufgrund der 
vorgelegten Planung derzeit nicht erkennbar ist. 
 
 
Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Untere Denkmalschutzbehörde: 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass jenseits der B 104 
ein ausgedehntes Bodendenkmal bekannt ist, dessen Ausdehnung bis 
in das Plangebiet hinein nicht ausgeschlossen werden kann. 
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Unter Punkt 3.6 des Umweltberichtes wird darauf verwiesen, dass bei 
einer ordnungsgemäßen Bergung und Dokumentation der möglicher-
weise vorhandenen Bodendenkmale „nicht mit erheblichen Beeinträch-
tigungen des Schutzgutes Kultur- und sonstige Sachgüter zu rechnen“ 
ist. Davon geht die Gemeinde Selmsdorf weiterhin aus. 
In der Begründung wird ausgeführt, dass der Beginn der Bauarbeiten 
der Behörde rechtzeitig anzuzeigen ist und dass diese Behörde weite-
re Verfahrensweisen veranlasst. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die übrigen Belan-
ge der Denkmalpflege im Rahmen der Planung berücksichtigt wurden. 
 
FD Ordnung/Sicherheit und Straßenverkehr: 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass aus straßenver-
kehrsrechtlicher Sicht keine Einwände gegen das geplante Vorhaben 
bestehen. 
 
Die allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind 
grundsätzlich im Rahmen der Bauausführung zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
FD Bau und Gebäudemanagement 
Straßenaufsichtsbehörde: 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die 
RASt 06 wurde im Rahmen der Planung entsprechend berücksichtigt. 
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Zu 2.: Die Gemeinde hat sich ausführlich mit der Geh- und Radwege-
führung auseinandergesetzt. Aus Sicht der RASt 06 können bei Ver-
kehrsstärken bis 500 Kfz/h Fahrräder und Kraftverkehr auf der Fahr-
bahn geführt werden. Dieses Verkehrsaufkommen wird innerhalb des 
geplanten Gewerbegebietes nicht überschritten. Somit ergibt sich ent-
lang der Planstraßen ein 2,30 m breiter Bereich für Fußgänger, umfas-
send einem Grundmaß Gehweg von 1,80 m zzgl. 0,50 m Sicherheits-
streifen. 
 
Der Hinweis zur Vorlage der Ausführungsunterlagen wird zur Kenntnis 
genommen und im weiteren Verfahren beachtet.  
 
Straßenbaulastträger: 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Stra-
ßenbaulastträger keine Einwände gegen die Planung vorgebracht 
werden und keine Straßen und Anlagen in der Trägerschaft der Stra-
ßenbaulastträger betroffen sind. 
 
FD Öffentlicher Gesundheitsdienst: 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Fach-
dienstes Öffentlicher Gesundheitsdienst keine grundsätzlichen Beden-
ken gegen die Planung bestehen. Es wird zur Kenntnis genommen, 
dass die Erarbeitung eines Lärmschutzgutachtens sowie dessen Auf-
nahme in den Festsetzungskatalog begrüßt werden. 
 
Abfallwirtschaftsbetrieb: 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Ab-
fallwirtschaftsbetriebes des Landkreises NWM keine Bedenken gegen 
die vorgelegte Planung bestehen. 
 
Die gegebenen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im 
Rahmen der Erschließungsplanung berücksichtigt. 
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FD Kataster und Vermessung 
Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger     Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 19 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet 
diverse Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes befinden. 
Der Lagefestpunkt mit der Bezeichnung „213053950“ wird in die Pla-
nung nachrichtlich aufgenommen. 
Der Erhalt und die Sicherung der Lagenetzpunkte sind generell zu be-
achten. Die Hinweise dazu werden zur Kenntnis genommen. 
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Der beigefügte Lageplan wurde überprüft. Im Plangebiet sind diverse 
Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes vorhanden.  
Der Lagefestpunkt mit der Bezeichnung „213053950“ wird in die Pla-
nung nachrichtlich aufgenommen. 
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Die Gemeinde befasst sich nachfolgend mit der Stellungnahme des 
Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg 
(StALU). 
 
1. Landwirtschaft/ EU-Förderangelegenheiten 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass bezüglich der Inanspruch-
nahme von landwirtschaftlichen Flächen keine Bedenken und Anmer-
kungen geäußert werden. Es wird klargestellt, dass das Plangebiet 
eine Gesamtflächengröße von rund 15,1 ha besitzt und die Gewerbe-
fläche ca. 9,0 ha einnimmt. Der externe Ausgleich erfolgt durch ge-
meindeeigene Ökopunkte. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren Bedenken und 
Anmerkungen geäußert werden. 
 
2. Integrierte ländliche Entwicklung 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich das Plangebiet in kei-
nem Verfahren zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet 
und seitens des StALU keine Bedenken oder Anregungen geäußert 
werden.  
 
3. Naturschutz, Wasser und Boden 
3.1 Naturschutz 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Naturschutzbelange im Zu-
ständigkeitsbereich des StALUs nicht betroffen sind.  
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3.2 Wasser 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine wasserwirtschaftlichen 
Bedenken bestehen.  
 
 
3.3 Boden 
Die Hinweise zu Altlasten werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Immissions- und Klimaschutz, Abfall und Kreislaufwirtschaft 
Die Darstellung der genehmigungsbedürftigen Anlagen nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz wird von der Gemeinde zur Kenntnis 
genommen.  
 
Die genannten genehmigungsbedürftigen Anlagen wurden im Rahmen 
der Planung berücksichtigt, es ergeben sich keinerlei negative Auswir-
kungen auf das Plangebiet. 
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Die Ausführungen zu den vorgelegten Unterlagen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass das LUNG die Er-
arbeitung der Schalltechnischen Untersuchung begrüßt. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass nach Ansicht des LUNG die 
Emissionskontingente LEK nachts in den Teilgebieten 4 und 5 als zu 
gering bemessen bewertet werden und dass mit den Werten einherge-
hend eine nächtliche Nutzung nur äußerst problematisch realisiert 
werden kann. 
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Nichtsdestotrotz hält die Gemeinde an dieser strengen Festsetzung 
zum Schutz der Ortslage Lauen vor Gewerbelärm fest. Es ist explizit 
die Absicht der Gemeinde, eine gewerbliche Tätigkeit im Gewerbege-
biet so zu reglementieren, dass auf die benachbarte Ortslage Lauen im 
Nachtzeitraum keine störenden Lärmimmissionen einwirken. Dieser 
gemeindlichen Absicht sind die niedrigen nächtlichen Kontingente ge-
schuldet. 
 
Die Orientierungswerte des LUNG werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass im Geltungsbe-
reich der Planung gesetzlich geschützte Festpunkte der amtlichen ge-
odätischen Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
vorhanden sind. 
 
Die Anlagen werden nachfolgend geprüft.  
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Festpunkte durch entspre-
chende Vermessungsmarken gekennzeichnet sind und diese gesetz-
lich geschützt sind. 
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Die gesetzlichen Regelungen in Bezug auf Vermessungsmarken wer-
den zur Kenntnis genommen und sind grundsätzlich zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Anträge auf Verlegung der 
Festpunkte rechtzeitig vor Baubeginn gestellt werden können. 
 
 
 
Das beigefügte Merkblatt wird zur Kenntnis genommen und im Rah-
men der weiteren Planung beachtet. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der zuständige Landkreis 
wurde im Rahmen der Beteiligung ebenfalls um die Abgabe einer Stel-
lungnahme gebeten. 
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Der dargestellte Haupthöhenpunkt befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches der Planung und wird nicht beeinträchtigt. 
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Der dargestellte Haupthöhenpunkt befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches der Planung und wird nicht beeinträchtigt. 
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Der dargestellte Haupthöhenpunkt befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches der Planung und wird nicht beeinträchtigt. 
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Der dargestellte Nivellementpunkt befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches der Planung und wird nicht beeinträchtigt. 
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Die dargestellte Vermessungsmarke der Hierarchiestufe D befindet 
sich innerhalb des Plangebietes in einen festgesetzten Grünstreifen 
und sollte daher keine Beeinträchtigungen erfahren. Die Vermes-
sungsmarke wird nachrichtlich in die Planung aufgenommen. 
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Die dargestellte Vermessungsmarke der Hierarchiestufe D befindet 
sich außerhalb des Geltungsbereiches der Planung und wird nicht be-
einträchtigt. 
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Der dargestellte Trigonometrische Punkt 3. Ordnung befindet sich au-
ßerhalb des Geltungsbereiches der Planung und wird nicht beeinträch-
tigt 
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Die Übersichtskarte wird zur Kenntnis genommen. Die einzelnen Ver-
messungspunkte wurden bereits behandelt. 
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Die Ausführungen zu den vorgelegten Planunterlagen werden zur 
Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt: 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass unter Beachtung 
der genannten Feststellungen keine verkehrlichen, straßenbaulichen 
oder straßenrechtlichen Bedenken bestehen. 
 
Zu a: Es wird zur Kenntnis genommen, dass bei einem Ausbau der 
B 104 die hinzukommenden Verkehrsflächen zu vermessen und kos-
tenfrei der BSV zu übertragen bzw. in Kaufverträgen für die BSV auf-
zulassen sind. 
 
Zu b: Die Gemeinde wird den Bezug zu § 9 Abs. 1 Satz 1 FStrG für die 
Anbauverbotszone ergänzen. 
Die detaillierten Unterlagen im Rahmen der Erschließungsplanung 
werden dem Straßenbauamt zur Prüfung vorgelegt. 
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Zu c: Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. An das 
Straßenbauamt Schwerin werden keinerlei Forderungen bzgl. Des 
Lärmschutzes gestellt. Müssten Schallschutzmaßnahmen vorgesehen 
werden, werden die (Mehr-)Kosten vom Planungsträger getragen. 
 
 
Zu d: Der Fällantrag für die vier Bäume wird bei der unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg gestellt. Im 
Falle der Erteilung der Ausnahmegenehmigung, werden dem Straßen-
bauamt Schwerin die Baumstandorte der Kompensationspflanzung 
vorgelegt. 
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Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt: 
 
 
Die aktuellen Bestandspläne werden zur Kenntnis genommen und 
nachfolgend überprüft. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Tele-
kom keine Einwände gegen die vorgelegte Planung bestehen, wenn 
die erforderlichen Unterhaltungs- und Erweiterungsmaßnahmen der 
Kabelnetze jederzeit möglich sind. Aus Sicht der Gemeinde sollte dies 
grundsätzlich möglich sein. 
 
Die gewünschte Festsetzung wird als Hinweis in die Planung aufge-
nommen. 
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Die Hinweise zur Erschließung des Plangebietes werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Beginn und Ablauf der Er-
schließungsmaßnahmen rechtzeitig bei der Telekom schriftlich ange-
zeigt werden müssen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Anlagen werden nachfolgend überprüft. 
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Die beigefügten Bestandspläne wurden überprüft. Nördlich und südlich 
des Plangebietes sind Leitungen der Telekom vorhanden, an die ein 
Anschluss im Rahmen der Erschließungsplanung abgestimmt werden 
muss. Grundsätzlich scheint der Ausbau der Anlagen möglich. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass für die Umsetzung 
der Planungen der Abschluss eines Erschließungsvertrages zwischen 
dem Vorhabenträger und dem Zweckverband notwendig ist. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Gebiet dem Anschluss- 
und Benutzungszwang gemäß den gültigen Satzungen des ZVG unter-
liegt und somit entsprechend der Beitragssatzung im Abwasserbereich 
beitragspflichtig ist. 
 
Trinkwasserversorgung 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Realisierung des Bebau-
ungsplanes eine Erweiterung des Leitungsnetzes voraussetzt. Die 
technische Planung wird durch den beauftragten Erschließungsplaner 
mit dem ZVG abgestimmt. 
 
Löschwasserbereitstellung 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die zusätzlichen Hydranten 
zur Abdeckung des Löschwasserbedarfes vertraglich zu binden sind. 
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Schmutzwasserentsorgung 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass für die Erschlie-
ßung der vorhandene Leitungsbestand zu erweitern und die techni-
sche Planung mit dem ZVG abzustimmen ist. Der beauftragte Er-
schließungsplaner wird diese Aufgabe übernehmen. Das vorhandene 
Schmutzwasserpumpwerk in der Straße „An der Trave“ ist beim vor-
handenen Anschluss um einen Staukanal als Rückhaltung zu erwei-
tern. Das Fassungsvermögen soll in Zusammenarbeit mit dem ZVG 
ermittelt werden. 
 
Niederschlagswasserbeseitigung 
Das auf den Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser soll 
über einen Niederschlagswasserkanal in ein Versickerungsbecken am 
Tiefpunkt des Plangebietes abgeleitet werden. Das auf den privaten 
Grundstücksflächen anfallende Niederschlagswasser soll grundsätzlich 
versickert werden. Gemäß vorliegendem Baugrundgutachten sind die 
anstehenden Böden dafür geeignet. 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der ZVG die was-
serrechtliche Erlaubnis im Falle einer Unterhaltung des Versickerungs-
beckens benötigt sowie eine schriftliche Erklärung der Gemeinde not-
wendig wäre. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Wasser- und 
Bodenverband Stepenitz-Maurine keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen die Planung vorbringt. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Plangebiet keine Gewässer 
zweiter Ordnung in der Unterhaltungspflicht des WBV vorhanden sind. 
Das anfallende Niederschlagswasser soll im Plangebiet grundsätzlich 
versickert werden. Die Verkehrsflächen werden über Rinnen und Ab-
läufe, die in einen zu planenden Niederschlagswasserkanal einbinden, 
zu entwässern. Der Kanal führt das gefasste Niederschlagswasser 
einem Versickerungsbecken am Tiefpunkt des Plangebietes zu. Eine 
Ableitung von Oberflächenwasser in die Vorflut ist derzeit nicht vorge-
sehen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der E.DIS 
Netz GmbH keine Bedenken gegen die Planung bestehen. 
 
Die Planauszüge werden nachfolgend geprüft und lediglich als Infor-
mation betrachtet. 
 
 
Die Hinweise zu vorhandenen Leitungen werden zur Kenntnis ge-
nommen und sind grundsätzlich im Rahmen der Erschließung zu be-
achten. Die Einweisung durch den Meisterbereich wird rechtzeitig vor 
Baubeginn terminlich vereinbart. 
 
 
 
 
Die allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind 
grundsätzlich zu beachten. Sollte ein Ausbau von Transformatorensta-
tionen notwendig werden, werden innerhalb des Gewerbegebietes 
Flächen zur Verfügung gestellt, voraussichtlich im Eingangsbereich. 
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Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind im 
Rahmen der Erschließung bzw. der Bauausführung zu beachten. Die 
dafür notwendigen Unterlagen werden rechtzeitig vor Baubeginn mit 
der E.DIS Netz GmbH abgestimmt. 
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Die beigefügten Bestandspläne wurden überprüft. Nördlich, östlich und 
südlich des Plangebietes befinden sich Leitungen der E.DIS Netz 
GmbH. Es handelt sich dabei überwiegend um Mittelstromleitungen, 
an die ein Anschluss unter Berücksichtigung der notwendigen Aus-
baubedingungen grundsätzlich möglich ist. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass im angefragten 
Bereich keine Leitungen der HanseGas GmbH vorhanden sind. 
 
Die Hinweise und Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass im angefragten 
Bereich keine Leitungen der HanseGas GmbH vorhanden sind. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass im angefragten 
Bereich keine Leitungen der Schleswig-Holstein Netz AG vorhanden 
sind. 
 
Die Hinweise und Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet 
derzeit keine Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH befinden. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme an das Ingenieurbüro Möller von Juni 2020 wird 
nachfolgend behandelt (s.S. 53). 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Trave-
netz GmbH keine Bedenken gegen die vorgelegte Planung bestehen 
und eine Gasversorgung nach Vorliegen des Energiebedarfs aus dem 
vorhandenen System möglich ist. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass dazu frühzeitige Abstimmungen 
mit dem Erschließungsplaner zu treffen sind. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Stellungnahme 
von Juni 2020 nichts hinzuzufügen ist. Die Stellungnahme wird nach-
folgend behandelt. 
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Stellungnahme an den Erschließungsplaner vom 17.06.2020: 
 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass von Seiten der 
Gasversorgung eine Mitverlegung sowie eine Teilnahme in dem lau-
fenden Planungsprozess angestrebt wird. 
 
Die Bestandsunterlagen wurden vom beauftragten Erschließungspla-
ner für die Ausarbeitung der Planungen verwendet. 
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Die Gemeinde setzt sich nachfolgend mit der Stellungnahme der unteren 
Forstbehörde im Auftrag der Landesforstanstalt auseinander. Die gesetzlichen 
Grundlagen nimmt die Gemeinde zur Kenntnis.  
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das Forstrechtliche Einvernehmen 
unter den benannten Auflagen und Hinweisen erteilt wird.  
 
 
Auflagen: 
1. Die Waldgrenze im Südwesten des Plangebietes wurde vor Ort mit dem 
zuständigen Forstamtsmitarbeiter abgestimmt und entsprechend in die Pla-
nung übernommen. Die Waldgrenze orientiert sich demnach an den Kronen 
der nördlichsten Bäume in diesem Bereich. Da die Kronen im Rahmen der 
Vermessung (Stand: November 2020) eingemessen wurden, handelt es sich 
dabei um lagegenaue Festsetzungen. Der Waldabstandsbereich von 30 m 
Luftlinie ergibt sich somit aus der Festsetzung der Waldgrenze.  
 
2. Ein entsprechender Hinweis auf die gesetzlichen Bestimmungen zum 
Waldabstand und möglichen Nutzungen der Waldabstandsflächen werden in 
den Umweltbericht unter Waldbelange und in den Hinweisen zum Bebau-
ungsplan aufgenommen.  
In der Planzeichnung ist die Waldabstandsgrenze mit einer grünen Linie ge-
kennzeichnet und beschriftet. Dies wird seitens der Gemeinde als ausrei-
chend gekennzeichnet erachtet.  
 
3. Bezugnehmend auf die Abstimmungen vor Ort, ist die festgesetzte Grünflä-
che „Abstandsgrün“ derzeit nicht Wald i.S.d. § 2 LWaG M-V. Es handelt sich 
bei der Fläche derzeit um einen Trampelpfad mit Grasbewuchs. Dieses Ab-
standsgrün wurde als zusätzlicher Pufferstreifen für den angrenzenden Wald 
festgesetzt und soll auch künftig nicht als Wald entwickelt werden. 
 
4. In den Grünflächenbeschreibungen „Zäsurgrün“ und „Abschirmgrün“ sind 
Ausführungen enthalten, die eine Entwicklung von Wald verhindern. Es wird 
darauf eingegangen, dass verdichtender Bewuchs zu verhindern ist. Es erfolgt 
eine Präzisierung dieser Aussagen und eine Unterbindung einer Waldfunkti-
on. Zudem sind die vorhandenen Gehölze innerhalb der Fläche „Abschirm-
grün“ insgesamt zum Erhalt festgesetzt. 
Hinweis: Die hier benannte Grünfläche „Abschirmgrün“ wird künftig mit „Lich-
tes Gehölz“ bezeichnet. 
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Hinweise 
Die Gemeinde nimmt die gegebenen Hinweise zur Kenntnis. Eine Einschrän-
kung der zulässigen Gewerbebetriebe wurde seitens der Gemeinde zu kei-
nem Zeitpunkt kommuniziert. Zum Zeitpunkt der Begehung wurden lediglich 
Betriebe genannt, die bereits Interesse am Standort bekundet hatten und 
dabei handelte es sich überwiegend um ortsansässige Unternehmen. Eine 
Einschränkung der zulässigen Betriebe erfolgt daher nicht. 
Aufgrund des festgesetzten Waldabstandes von 30 m befinden sich auch die 
nächsten Baugrenzen mindestens 30 m von der Waldgrenze entfernt. Somit 
geht die Gemeinde in diesem Bereich nicht von erheblichen Immissionen aus. 
Zudem würden erheblich emittierende Betriebe die Ausweisung eines Indust-
riegebietes bedeuten und gerade im Nachtzeitraum wurden die Emissionen 
durch die Festsetzung von Lärmkontingenten geregelt. 
 
Der überwiegende Teil des Plangebietes stellt sich aktuell als landwirtschaftli-
che Nutzfläche dar, die nur in den südlichen Randbereichen begehbar ist. Die 
Erholungsfunktion des Plangebietes ändert sich mit der Umsetzung der Pla-
nungsziele nicht erheblich. Der Ackerfläche wird keine Erholungsfunktion im 
Sinne als Fläche für Spaziergänge, sportliche Aktivitäten etc. zugesprochen. 
Der augenscheinlich als Spazierweg genutzte Ackerrandstreifen stellt keine 
ausgewiesene Erholungsfläche dar. Die Gemeinde hat den Bedarf eines We-
ges an dieser Stelle erkannt und erhält diesen Wiesenstreifen auch mit der 
Umsetzung der Planungsziele.  
 
Die Gemeinde nimmt die Anmerkung des Fortsamtes zur Kenntnis, dass die 
Fläche grundsätzlich auch für andere Nutzungen (z.B. Ökokontomaßnahmen) 
in Frage kommen kann. Aufgrund der Alternativenprüfung zur Ansiedlung 
eines Gewerbestandortes in der Gemeinde Selmsdorf fiel die Wahl jedoch 
aufgrund der Lage im Anschluss an die vorhandenen Gewerbegebiete sowie 
die gute verkehrliche Anbindung auf diesen Standort. Eine Herauslösung aus 
dem LSG wurde der Gemeinde seitens der unteren Naturschutzbehörde be-
reits in Aussicht gestellt, sodass die Planung auf dieser Grundlage im Jahr 
2020 fortgeführt wurde. 
Die entsprechenden Kapitel im Umweltbericht werden überprüft und ggf. an-
gepasst. 
Begründung 
Die Begründung der forstrechtlichen Beurteilung des Einvernehmens wird zur 
Kenntnis genommen. Die getroffenen Festsetzungen entsprechen den vor Ort 
abgestimmten mündlichen Vereinbarungen. Die Gemeinde Selmsdorf ist 
durchaus darum bemüht den Schutzstatus des Waldes zu beachten, weshalb 
die Planung im Zuge des Entwurfes entsprechend angepasst wurde. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass durch die vorge-
legte Planung die Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht be-
einträchtigt werden. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass bei gleichbleibender Sach- und 
Rechtslage keine Einwände gegen die Planung bestehen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass aufgrund des ört-
lich begrenzten Umfangs der Planung und fehlender Landesrelevanz 
das LPBK M-V als obere Landesbehörde nicht zuständig ist. 
 
Im Rahmen der Beteiligung wurde auch der zuständige Landkreis um 
Abgabe einer Stellungnahme gebeten. 
 
Der Hinweis, dass in Mecklenburg-Vorpommern Munitionsfunde nicht 
auszuschließen sind, wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften werden zur Kennt-
nis genommen und sind grundsätzlich zu beachten. 
 
Der Hinweis zum Munitionsbergungsdienst wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Hinweise zur Kenntnis. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Anmerkung zur Kenntnis. 
Das Regenrückhaltebecken wird als Versickerungsbecken angelegt 
und ist somit nicht für eine Regenrückhaltung vorgesehen. Die Be-
zeichnung ist somit missverständlich und wird in Regenversickerungs-
becken umbenannt. Aufgrund des anstehenden Bodens ist eine Versi-
ckerung des Regenwassers die sinnvollere Alternative. 
Die Löschwasserversorgung soll über Hydranten in Kombination mit 
ausreichend dimensionierten Zisternen im Bereich der Wendeanlagen 
gewährleistet werden. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Hinweise bzgl. des vorbeugenden 
Brandschutzes zur Kenntnis und geht nachfolgend auf die einzelnen 
Punkte ein: 
 
• Die Löschwasserentnahmestellen wurden im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung konzipiert und sind bereits Bestandteil der vorgelegten 
Planung. Die Versorgung mit Löschwasser soll über Hydranten in 
Kombination mit Zisternen in den Bereichen der beiden Wendeham-
mer gewährleistet werden. 
• Die genannten Vorschriften werden im Rahmen des Bebauungspla-
nes Nr. 9 der Gemeinde Selmsdorf eingehalten. 
• Die Ausführungen zur Löschwasserversorgung in der Begründung 
der Planung werden zur Kenntnis genommen. 
• Die gesicherte Löschwasserversorgung wurde bereits im Entwurf der 
Planung berücksichtigt. Da es sich bei dem Plangebiet um eine bisher 
landwirtschaftlich genutzte Fläche handelt, ist derzeit keine Löschwas-
serversorgung vorhanden. Diese wird im Rahmen der Erschließung 
des Plangebietes realisiert. Der Erschließungsplaner wird gebeten, die 
dazu vorliegenden Unterlagen an das Amt zu übersenden. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Hansestadt 
Lübeck die bereits vorgebrachten Bedenken gegen die Planung auf-
rechterhält. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf plant ein Gewerbegebiet mit rd. 15 ha Fläche 
brutto, knapp 2,7 ha davon sind Grünflächen, bestehende Verkehrsflä-
chen nehmen ca. 1,5 ha ein, die Gewerbeflächen haben eine Größe 
von knapp 9 ha. Somit ist die Argumentation bezogen auf die Brutto-
fläche irreführend. Das Amt für Raumordnung und Landesplanung 
Westmecklenburg stimmt der Planung ausdrücklich zu und verweist 
dabei auf die Lage der Gemeinde im Stadt-Umland-Raum der Hanse-
stadt Lübeck, wonach die Gemeinde Selmsdorf gem. Programmsatz 
3.2.2 (3) RREP WM in besonderem Maße Entwicklungsimpulse für 
Wohnfunktionen und für Gewerbe aufnehmen soll. 
 
Wie die Hansestadt Lübeck richtig anmerkt, soll „die Ausweisung ge-
werblicher Siedlungsflächen […] bedarfsgerecht auf die zentralen Orte 
konzentriert werden“ (Programmsatz 4.1 (4) RREP WM). Sie soll also 
auf den Eigenbedarf der ortsansässigen Unternehmen ausgerichtet 
werden. Da das nördlich gelegene Gewerbegebiet „Herrenwiekers 
Camp/Krempelmoor“ bereits vollständig vermarktet ist, stehen der 
Gemeinde Selmsdorf momentan keine freien Gewerbeflächen zur Ver-
fügung. Zeitgleich gibt es kleinere Unternehmen, die ihren Sitz in der 
Gemeinde halten bzw. erweitern möchten, sodass das neue Gewerbe-
gebiet „Kurzstucken“ vorrangig der Sicherung dieser Unternehmen 
dient. 
 
Da es sich nicht um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan han-
delt, werden konkrete Ansiedlungsabsichten nicht im Rahmen des Be-
bauungsplanes behandelt. Die Gemeinde Selmsdorf hat Kenntnis über 
ortsansässige Unternehmen, die ein Interesse an einer Ansiedlung im 
neuen Gewerbegebiet haben. Dies ist für die Hansestadt Lübeck je-
doch unerheblich. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Ausführungen zur Kenntnis, dass 
dem westmecklenburgischen Teil des Stadt-Umland-Raums Lübecks 
ein Sonderstatus zukommt, der zusätzliche Entwicklungsmöglichkeiten 
bietet. Die Begründung der Planung wird hinsichtlich des Bezugs auf 
den Nachholbedarf überprüft. Die Gemeinde Selmsdorf hält aber daran 
fest, dass mit der vorgelegten Planung Entwicklungsimpulse aufgegrif-
fen werden sollen, da diese im Zusammenhang mit dem nördlich der 
B 104 befindlichen Gewerbegebiet stehen. Aufgrund der bereits ange-
siedelten Unternehmen ergeben sich hier Synergieeffekte, die in 
Nachbargemeinden nicht umsetzbar wären. 
 
Den Vorwurf, dass die Gemeinde Selmsdorf bisher keine Abstimmun-
gen mit der Hansestadt Lübeck geführt hat, weist die Gemeinde 
Selmsdorf zurück. Im Rahmen des Vorentwurfs bzw. der Planung zur 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes wurde die Hansestadt 
Lübeck beteiligt. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf hält deshalb an der Planung des „Gewerbe-
gebiet Kurzstucken“ fest und wird im nächsten Schritt den Abwägungs- 
und Satzungsbeschluss fassen. Das geplante Gewerbegebiet mit einer 
Gewerbefläche von knapp 9 ha ermöglicht eine bedarfsgerechte Ent-
wicklung der Gemeinde Selmsdorf. 
 
Die Stellungnahme es Bereichs Umwelt-, Natur- und Verbraucher-
schutz wird nachfolgend behandelt. 
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Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt: 
 
Biotopverbund 
Im Umweltbericht wird auf die Darstellungen des Plangebietes inner-
halb der übergeordneten Planungen eingegangen. Ein Ausschnitt auf 
der benannten Karte 10 des GLRP wurde in die Abhandlungen im 
Umweltbericht aufgenommen. In diesem Zusammenhang wurden auch 
die anthropogenen Vorbelastungen dargestellt. Die Bundesstraße und 
das gegenüberliegende Gewerbegebiet verhindern auch aktuell schon 
einen durchlässigen Biotopverbund und stellen aus Sicht der Gemein-
de Selmsdorf eine Barriere dar. Die Gemeinde hat sich im Zusammen-
hang mit dem vorliegenden Bebauungsplan mit möglichen Standortal-
ternativen auseinandergesetzt. Argumente für den gewählten Standort 
sind u.a. die bestehenden starken Barrierewirkungen, die verkehrs-
günstige Lage sowie die potenziellen Synergien mit dem vorhandenen 
Gewerbegebiet.  
Zwar wurde auf der bestehenden Ackerfläche in der jüngeren Vergan-
genheit keine regelmäßiger, intensiver Maisanbau mehr betrieben, 
jedoch wurde die Fläche regelmäßig weiter umgebrochen, sodass 
nicht von einer Unberührtheit des Gebietes ausgegangen werden 
kann. Die zudem vorhandenen Störeffekte der Bundesstraße und des 
nördlich angrenzenden Gewerbegebietes schränken die Bedeutung 
des Plangebietes im Biotopverbundsystem weiter ein. 
 
Bzgl. der Grünflächengestaltung orientiert sich die Gemeinde Selms-
dorf insbesondere an den örtlichen Gegebenheiten. Die Randbereiche 
werden weitestgehend erhalten und im Rahmen der Planung zum Er-
halt festgesetzt. Die bestehenden Grünstrukturen mit vorhandenen 
Gehölzen sollen geschützt sowie durch Neupflanzungen mit heimi-
schen Gehölzen und standortgerechten Regelsaatgutmischungen er-
gänzt werden. 
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Dachbegrünungen sind grundsätzlich zulässig innerhalb des geplanten 
Gewerbegebietes. Eine Konkretisierung der Festsetzung wird über-
prüft. 
 
 
Unter Berücksichtigung der Stellungnahme der zuständigen unteren 
Naturschutzbehörde und der M-V eigenen „Hinweise zur Eingriffsrege-
lung“ wurden die Aussagen zum Pflegeregime der Fläche angepasst.  
 
Artenschutz 
Die Gemeinde nimmt die gesetzlichen Bestimmungen zum Arten-
schutz zur Kenntnis. Auf der Grundlage dieser gesetzlichen Bestim-
mungen wurde ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt. Die zu-
ständige uNB folgt den Ausführungen.  
 
Die Ausführungen zu Anlock- und Lichtfangwirkungen werden zur 
Kenntnis genommen. Allein aus wirtschaftlichem Eigeninteresse der 
gewerblichen Betriebe werden die Lichtquellen innerhalb des Plange-
bietes auf das notwendigste Maß reduziert. Auch in anderen Plange-
bieten der Gemeinde wurden Lichtquellen gewählt, die keine bis kaum 
negative Auswirkungen auf Insekten oder weitere Arten haben. Dies 
wird auch im geplanten Gewerbegebiet Berücksichtigung finden. Die 
zulässige Lichtfarbe wurde zudem in die Festsetzungen aufgenom-
men. 
 
Landschaftsbild 
 Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass Beeinträchtigun-
gen nicht auszuschließen sind, erhebliche Beeinträchtigungen sieht die 
Gemeinde allerdings nicht. Ein Großteil der Fläche wird im Norden 
bzw. Nordwesten entlang der B 104 durch Baum- und Heckenpflan-
zungen abgeschirmt. Es erfolgen mit der Umsetzung der Planung le-
diglich geringfügige Eingriffe in diese Gehölzstruktur für die Erschlie-
ßung des Gewerbegebietes. Die übrigen Bereiche bleiben erhalten 
bzw. werden ergänzt. 
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Das Plangebiet ist dadurch von der B 104 aus derzeit sowie künftig kaum 
einsehbar, sodass der Umweltbericht zu Recht kaum Auswirkungen auf das 
Schutzgut Landschaftsbild feststellt. Zusammenfassend lässt sich darstellen, 
dass eine teilweise Einsehbarkeit von der B 104 besteht. Zum einen handelt 
es sich jedoch bei den Verkehrsnutzern um weniger sensible Nutzer als bei-
spielsweise Dauer- und Ferienbewohner. Zudem ist die Aufenthaltsdauer eher 
gering. Südlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich die Ortslage Lau-
en. Hier befindet sich dementsprechend eine als sensibel einzustufende Nut-
zergruppe. Allerdings ist auch hier die Einsehbarkeit durch bestehende Wald- 
und Gehölzstrukturen deutlich eingeschränkt. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf sieht von der Festsetzung von Großbäumen entlang 
der Verkehrsflächen ab. Die Festsetzung von Straßenbäumen dient unter 
anderem dem Zweck die Parkflächen entlang der Planstraße A zu gliedern. 
Aus Sicht der Gemeinde ist es daher sinnvoll kleinere Bäume zu pflanzen, die 
mit den Standortbedingungen entsprechend besser zurechtkommen werden. 
Auch die Ausdehnung der Kronen wird dadurch künftig eher unproblematisch 
sein. Außerdem kann davon ausgegangen werden, dass innerhalb der vorge-
sehenen Baumscheiben, kleinere Bäume vorteilhafter sind. Die Gemeinde 
weist darauf hin, dass je 1000 m² Grundstücksfläche der künftigen Betriebe 
ein Großbaum zu pflanzen ist und so ein verbessertes Kleinklima erreicht 
werden kann. 
 
Die zulässigen Geländeaufschüttungen ergeben sich aus dem bewegten Ge-
lände und sind aus erschließungstechnischer Sicht unbedingt notwendig. 
 
Die weiteren Vorschläge werden zur Kenntnis genommen. Da es sich bei der 
vorgelegten Planung um ein Gewerbegebiet handelt, erscheint es aus Sicht 
der Gemeinde Selmsdorf nicht praktikabel die vorderen Grundstücksbereiche 
zwingend mit grünordnerischen Festsetzungen zu versehen. In anderen Pla-
nungen z.B. von Wohngebieten ist dies jedoch Standard.  
Die Gemeinde Selmsdorf verweist höflich auf § 4 Abs. 2 BauGB, wonach sich 
sonstige Träger öffentlicher Belange aufn den jeweiligen Aufgabenbereich 
beschränken sollen. Es erscheint nicht offensichtlich, dass dieser Beschrän-
kung mit der vorliegenden Stellungnahme Bedeutung beigemessen wurde. 
Die Gemeinde bittet künftig um Beachtung. 
 
Klimaschutz  
Die Hinweise zum Klimaschutz werden zur Kenntnis genommen und sind 
grundsätzlich bei Planungen zu berücksichtigen. 
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Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Klimaanpassung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Selms-
dorf weist erneut darauf hin, dass von den 15 ha brutto Fläche knapp 
2,7 ha Grünflächen sind und die Gewerbeflächen eine Größe von 
knapp 9 ha haben. Somit ist die Argumentation bezogen auf die Brutto-
fläche irreführend. 
 
Die Hansestadt Lübeck zählt zudem viele Faktoren auf, die grundsätz-
lich zulässig sind und nicht von der Gemeinde Selmsdorf bis ins kleins-
te Detail reguliert werden müssen.  
Die Gemeinde Selmsdorf hält in der jetzigen Form an ihrer Planung 
fest. Grünordnerische Belange wurden eingehend betrachtet und in die 
Planung aufgenommen. 
 
 
 
 
Die textliche Festsetzung 8.11 regelt die Pflanzung eines Großbaumes 
je 1 000 m² Gewerbefläche. Eine Anpassung auf 250 m² erscheint aus 
klimapolitischer Sicht sinnvoll, ist aber für ein Gewerbegebiet nicht ziel-
führend.  
 
Die südliche Feuerwehrnotzufahrt soll teilversigelt hergestellt werden. 
An einer Breite von 5 m wird jedoch als notwendiges Maß festgehal-
ten. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf dankt der Nachbargemeinde für die Beteili-
gung an der vorgelegten Planung. 
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Die Gemeinde hat sich im Zusammenhang mit der Aufstellung des hier 
behandelten Bebauungsplanes und der dazugehörigen Änderung des 
Flächennutzungsplanes intensiv mit den Auswirkungen auf das soge-
nannte „Grüne Band“ auseinandergesetzt. In weiterführenden Abstim-
mungen mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde wurde her-
ausgearbeitet, dass das Plangebiet kein Bestandteil des Grünen Ban-
des ist, sich jedoch im weiteren Funktionsraum dessen befindet. Zwi-
schen dem Grünen Band und dem Plangebiet befinden sich zwei wei-
tere Gewerbegebiete sowie Grünlandflächen, die die Gemeinde zum 
Schutz des Grünen Bandes erworben hat. 
Dementsprechend sind mittelbare Beeinträchtigungen im Rahmen des 
Bebauungsplanes zu berücksichtigen.  
Die Gemeinde kommt dementsprechend zu der Erkenntnis, dass mit 
der Umsetzung der Planungsziele keine Reduktion der Flächen des 
Grünen Bandes erfolgen soll und auch keine weiteren signifikanten 
Einschränkungen der Funktionsfähigkeit gegeben sind.   
 
Die Ausführungen zum ehemaligen Verlauf des Kolonnenweges wer-
den zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme der uNB zum Thema Landschaftsschutzgebiet beschäftigt 
sich zwar mit ausstehendem Klärungsbedarf, jedoch wurde durch einen weite-
ren Abstimmungstermin eine Lösung herausgearbeitet. Des Weiteren wird in 
der Stellungnahme dargelegt, dass sich das Herauslösungsverfahren kurz vor 
dem Abschluss befindet. Abstimmungen waren lediglich in Bezug auf die öst-
liche Abgrenzung des Plangebietes notwendig. Mit dem Entwurf des Bebau-
ungsplanes wurde die ursprünglich dargestellte Hecke zugunsten von Gewer-
beflächen aufgegeben. Es wurde als Lösung ein Gehölzstreifen mit der uNB 
vereinbart.  
Die Gemeinde Selmsdorf widerspricht zudem der Meinung des Nabu, dass 
das Plangebiet Teil des Grünen Bandes ist. Hier verweist die Gemeinde auf 
den Unterscheid zwischen Sperr- und Grenzgebiet. Die ehemalige innerdeut-
sche Grenze befand sich entlang der Trave und damit mehrere hundert Meter 
nördlich des Plangebietes. Der angesprochene Kolonnenweg war lediglich ein 
Kontrollweg im Grenzhinterland. 
 
Die Gemeinde weist den Vorwurf, dass der vorgelegte Artenschutzrechtliche 
Fachbeitrag nicht den allgemein üblichen Anforderungen entspricht, zurück. 
Es werden die gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG notwendigen Abhandlungen 
durchgeführt und dementsprechende Maßnahmen festgelegt. Die zuständige 
Behörde zur Beurteilung der artenschutzfachlichen Ausführungen stimmt den 
Darstellungen zu.  
Anmerkung: Zudem sei darauf verwiesen, dass sich der Plan bereits im Betei-
ligungsverfahren vor der HzE von 2018 befand und somit nach den Regelun-
gen der ursprünglichen „Hinweise zur Eingriffsregelung“ zu Ende geführt wird. 
Zudem ist die HzE maßgebliche Grundlage für die naturschutzfachliche Ein-
griffsregelung.  
Die rechtlichen Grundlagen sowie das methodische Vorgehen des Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB) sind ausführlich in Kapitel 1 des AFB 
dargelegt. Der AFB basiert auf einer Potentialabschätzung unter Berücksichti-
gung eines Worst-Case-Szenarios. Diese Vorgehensweise ist mit der zustän-
digen uNB abgestimmt.  
Ebenso wird der Vorwurf, dass weder im AFB noch im Planentwurf eine Bio-
topkartierung enthalten ist, zurückgewiesen. Der Umweltbericht enthält in 
Kapitel 5 eine Biotopkarte (Abb. 10) sowie ausführliche Beschreibungen der 
einzelnen Biotoptypen.  
Auch widerspricht die zuständige uNB der vorgelegten Biotopkartierung nicht, 
in der das Plangebiet im Wesentlichen als Ackerfläche dargestellt wird. Unter 
Berücksichtigung dieser Biotopkartierung ergeben sich nicht die vom Nabu 
dargestellten Betroffenheiten.  
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Die Gemeinde sieht aufgrund der Stellungnahme der zuständigen Be-
hörde die vorgelegte Potentialabschätzung als ausreichend im Zu-
sammenhang mit dem hier betrachteten Bebauungsplan an. Die ange-
führten Artenvermutungen werden zur Kenntnis genommen, entspre-
chen aber bei einer einmaligen kurzen Begehung nicht den Kartieran-
forderungen der HzE.  
 
Die Bewertung des Nabu zur Sackgassen-Fläche berücksichtigt die 
Zerschneidungswirkung der B 104 nicht ausreichend. Auch liegt das 
Plangebiet nicht auf einer direkten Route zur den beschriebenen Bio-
topbereichen. Über das Plangebiet besteht auch aktuell keine Durch-
gängigkeit.  
Bei der benannten Ökokontomaßnahme handelt es sich um ein aner-
kanntes Ökokonto des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Da durch 
den hier behandelten Bebauungsplan keine direkten Beeinträchtigun-
gen des linienhaften Verbundes des Grünes Bandes vorliegen, müs-
sen diese hier auch nicht ausgeglichen werden. Die Ausweisung des 
Ökokontos ist unabhängig von Bebauungsplan zu betrachten.  
 
Im Rahmen des Umweltberichtes sind die artenschutzrechtlichen Be-
lange im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan zu behandeln. Es 
steht dem Planverfasser die Wahl eines Planungsbüros frei. Das Pla-
nungsbüro verfügt neben Stadtplaner*innen auch über hauseigene 
Landschaftsplaner*innen. Die fehlenden Fachkenntnisse sind eine 
unbewiesene Behauptung des NABU und werden zurückgewiesen.  
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der BUND den Bebauungsplan ab-
lehnt und setzt sich nachfolgend mit den dargelegten Argumenten auseinan-
der:  
 
Grünes Band 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das Plangebiet Bestandteil des be-
nannten Landschaftsschutzgebietes (LSG) ist. Aufgrund der Unvereinbarkeit 
der Planungsziele mit den Zielen des Schutzgebietes wurde ein Herauslö-
sungsverfahren begonnen. Gemäß der Stellungnahme der zuständigen uNB 
befindet sich dieses Verfahren kurz vor dem Abschluss. Als Ausgleich zum 
Eingriff sowie zum Schutz und zur Erweiterung des wirklichen „Grünen Ban-
des“ wurde von der Gemeinde entlang der Trave und damit unmittelbar an der 
Grenze eine mind. 10 ha große Ackerfläche erworben und stillgelegt. Die zu 
klärenden Punkte wurden bereits mit der uNB im Nachgang zur Stellungnah-
me erörtert. Es wurde eine Lösung gefunden, so dass die Gemeinde nun von 
einem zeitnahen Abschluss des Herauslösungsverfahrens ausgeht. Unter 
Beachtung der mit der uNB benannten Maßgaben wird die beantragte Her-
auslösung in Aussicht gestellt. Ebenso wurde mit der uNB darüber Konsens 
erzielt, dass es sich bei dem Plangebiet um keinen Bestandteil des Grünen 
Bandes handelt, es sich jedoch im weiteren Funktionsraum des Grünen Ban-
des befindet. Das Plangebiet wäre somit ohnehin nicht Bestandteil der Aus-
weisung des Nationalen Naturmonuments geworden. Des Weiteren wurde in 
den Planunterlagen detailliert der Standort betrachtet. Es liegen anthropogene 
Vorbelastungen durch das bestehende Gewerbegebiet und die Tank- und 
Raststätte vor. Des Weiteren wirkt die Bundesstraße als deutliche Zerschnei-
dungsachse.  
Die Gemeinde hat sich im Rahmen des Bebauungsplanes auch mit alternati-
ven Standorten auseinandergesetzt. Für den gewählten Standort sprechen 
die benannten Vorbelastungen. Gleichzeitig gewährleisten die benannten 
Strukturen eine gute verkehrliche Anbindung und mögliche erwünschte Sy-
nergieeffekte mit dem vorhandenen Gewerbegebiet. Zudem stehen andere 
vergleichbare Flächen innerhalb des Gemeindegebietes nicht mehr zur Verfü-
gung.  
 
In Bezug auf die vorliegende Planung hat sich die Gemeinde entschieden, am 
westlichen Ortsrand von Selmsdorf eine Erweiterung und Ergänzung des 
schon vorhandenen gewerblichen Nutzungsschwerpunktes vorzunehmen. Die 
Standortentscheidung wurde im Vorfeld umfangreich vorbereitet. Ziel ist es, in 
Ergänzung des bestehenden Gewerbegebietes und in einem begrenzten Um-
fang, auch größere Gewerbegrundstücke ab ca. 1 ha, anbieten zu können.  
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Dieser Bedarf kann auf den Flächen des bestehenden Gewerbegebiets nicht 
mehr gedeckt werden, da die Vermarktung der Flächen abgeschlossen ist. 
Darüber hinaus verfolgt die Gemeinde die Zielsetzung, Ansiedlungen in Rich-
tung technologieaffines Gewerbe zu steuern.  
 
Neben der räumlichen Verflechtung sollen so auch wirtschaftliche und techno-
logische Synergieeffekte erzielt werden, da in dem vorhandenen Gewerbege-
biet ein deutlicher Schwerpunkt in diesem Bereich zu verzeichnen ist. Darüber 
hinaus können auch Erweiterungspotenziale für die bestehenden Betriebe 
geschaffen werden. Die Neuausweisung von Gewerbeflächen an diesem 
Standort soll somit den Fortbestand der ortsansässigen Gewerbebetriebe 
sichern und zukünftige Erweiterungsflächen vorhalten und ist dadurch ein 
wichtiger Baustein der kommunalen Wirtschaftspolitik. 
 
Die Bestrebungen, das Grüne Band zu einem Biotop- und Grünverbund mit 
europäischer Bedeutung zu entwickeln, werden von der Gemeinde sehr 
wohlwollend begleitet. Die Gemeinde Selmsdorf begrüßt die Bemühungen 
eine Biotopvernetzung am innerdeutschen Grenzstreifen zu erhalten. Durch 
die Bereitschaft, die Entwicklungen durch Flächenankauf aktiv zu unterstüt-
zen, hat die Gemeinde dies auch zum Ausdruck gebracht. In Vorbereitung 
des Planverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 9 wurde daher auch eine mögli-
che Beeinträchtigung des Projektraums geprüft. 
Die Gemeinde ist jedoch an einer dynamischen Weiterentwicklung interes-
siert. Sie hat sich als wichtiger Gewerbestandort mit günstigen Voraussetzun-
gen durch die Nähe zu Lübeck und der verkehrstechnischen Erschließung 
entwickelt.  

 
Mit den Festsetzungen des Gewerbegebietes hat sich die Gemeinde mit der 
Art der zulässigen Gewerbebetriebe auseinandergesetzt. Die differenzierten 
Festsetzungen sollen die angestrebten gewerblichen Nutzungen im Sinne der 
städtebaulichen Ziele der Gemeinde steuern. 
 
§ 21 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) befasst sich mit dem Biotopver-
bund und Biotopvernetzung. Gemäß § 21 BNatSchG dient der Biotopverbund 
der dauerhaften Sicherung der Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen 
einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie 
der Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologi-
scher Wechselbeziehungen. Er soll auch zur Verbesserung des Zusammen-
hangs des Netzes „Natura 2000“ beitragen. 
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Der oben genannten Argumentation folgend sind im Bereich des Plangebietes 
bereits gravierende Störungen vorhanden. Selbst ohne den bestehenden 
Gewerbestandort wirkt die Bundesstraße als Zerschneidungsachse innerhalb 
des Gemeindegebietes.  

 
Da die gewählte Fläche nur im Bereich der west- und südwestlichen Waldflä-
che einen tatsächlichen räumlichen Bezug zum offenen Landschaftraum hat, 
ansonsten durch Straßen und bebaute Flächen umfasst wird, eignet sich die 
Fläche auch nicht als Bestandteil eines Biotopverbundsystems im weiteren 
Umfeld des Grünen Bandes. In diesem Sinne lässt sich das Plangebiet als 
„Sackgassen-Fläche“ bezeichnen. 

 

 
Auszug aus dem Landschaftsplan – Lage des „Grünen Bandes“ innerhalb des 
Gemeindegebietes  
 
Im Umweltbericht wird auf die Darstellungen des Plangebietes innerhalb der 
übergeordneten Planungen eingegangen. Ein Ausschnitt auf der benannten 
Karte 10 des GLRP wurde in die Abhandlungen im Umweltbericht aufgenom-
men. In diesem Zusammenhang wurden auch die anthropogenen Vorbelas-
tungen dargestellt. Die Bundesstraße und das gegenüberliegende Gewerbe-
gebiet verhindern auch aktuell schon einen durchlässigen Biotopverbund und 
stellen aus Sicht der Gemeinde Selmsdorf eine Barriere dar.  

Plangebiet 
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Die Gemeinde hat sich im Zusammenhang mit dem vorliegenden Bebau-
ungsplan mit möglichen Standortalternativen auseinandergesetzt.  
Unter Berücksichtigung der dargestellten Argumentation wird die Bedeutung 
des Plangebietes als Teil des Biotopverbundes widerlegt. Zudem sind die 
Darstellungen der übergeordneten Planung großmaßstäblich und sind im 
Rahmen des Bebauungsplanes kleinteiliger zu betrachten.  
 

 
Auszug aus Karte II-Biotopverbundplanung aus GLRP (blau=Biotopverbund 
im engeren Sinne entsprechend § 3 BNatSchG, gelb= Biotopverbund im 
weiteren Sinne) mit Kennzeichnung der Störfaktoren. 

 
 
 

Zerschneidungsachse 
Bundesstraße 



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger     Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 74 

 
 

 
Siedlungsentwicklung 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Eine nachhaltige 
Entwicklung ist jedoch nicht gleichbedeutend mit einem Baustopp in 
allen Gemeinden, sondern erfordert eine angepasste Entwicklung, die 
bedarfsorientiert an die Gemeinden angepasst ist. Zudem muss auch 
zwischen der Ansiedlung von Gewerbe- und Wohnbauflächen unter-
schieden werden. An dieser Stelle im Gemeindegebiet sollen gewerbli-
che Bauflächen ausgewiesen werden. Nach einer intensiven Standort-
analyse, hat sich dieser Standort als der geeignetste erwiesen, da er in 
Kombination mit dem vorhandenen Gewerbegebiet zu Synergieeffek-
ten führen kann. Wohnbauflächen würde die Gemeinde Selmsdorf an 
dieser Stelle nicht vorsehen, sondern diese wiederum im Hauptort 
konzentrieren. 
Für die Netto-Null-Versiegelung gibt es derzeit noch keine verbindliche 
Rechtsgrundlage. Wenngleich im Sinne des Klimawandels Entwicklun-
gen im Hinblick auf Vermeidbarkeit der Eingriffe, Flächenverbrauch 
etc. zu prüfen sind, bedarf es dennoch einer gemeindlichen Abwägung 
weiterer Ziele. Hier stellen die Förderung von lokalen Firmen und An-
siedlungen von Gewerbebetrieben einen wichtigen Aspekt dar. 
 
 
Förderung 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Aus Sicht der 
Gemeinde ergibt sich der Bedarf aus den ortsansässigen Unterneh-
men, die Bauflächen zum Erhalt sowie zur Erweiterung ihrer Betriebe 
benötigen. Diese möchte die Gemeinde unterstützen. 
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Natura 2000-Gebiete 
Der Umweltbericht setzt sich mit möglichen Beeinträchtigungen der Natura 
2000-Gebiete auseinander. Erhebliche Beeinträchtigungen werden im Vorfeld 
ausgeschlossen. Die zuständige Behörde stellt in ihrer Stellungnahme fest, 
dass erhebliche Beeinträchtigungen derzeit nicht erkennbar sind. Aus diesem 
Grund wird die Forderung des BUND zurückgewiesen. Des Weiteren ist die 
Nutzung des Plangebietes durch den Fischotter ausgeschlossen. Fischotter 
migrieren nicht über Acker- oder Brachflächen, sondern entlang von Wasser-
läufen.  
 
Biotopschutz gemäß § 20 NatSchAG M-V 
Zur Beurteilung der Beeinträchtigung der Planung auf die Schutzgüter Boden 
und Wasser wurde ein Geotechnischer Bericht (Geo.Tech, Juni 2020) erarbei-
tet.  
Der Grundwasserstand unter Flur muss im Zusammenhang mit der Leitbo-
denart gesehen werden. Sande zeichnen sich im Allgemeinen durch eine 
hohe Durchlässigkeit aus. Gemäß den Aussagen des vorliegenden Geotech-
nischen Berichtes ist nach den Geländebefunden davon auszugehen, dass 
der Grundwasserstand unterhalb von 13,25 m u. AP (maximale Aus-
schlusstiefe) zu erwarten ist. Bei der vorgefundenen Geländehöhe von min-
destens 5,25 m u. AP ist eine Beeinflussung der Flächen durch Grundwasser 
dementsprechend laut gutachterlicher Aussage nicht zu erwarten. Eine Beein-
trächtigung der benannten Seen ist somit ebenso ausgeschlossen.  
Des Weiteren erfolgte im Rahmen des Umweltberichtes eine intensive Ausei-
nandersetzung mit den Grün- und Gehölzstrukturen in Abstimmung mit der 
unteren Naturschutzbehörde aufgrund der fehlenden Aktualität der LINFOS-
Datenbank im planungsrelevanten Umfeld. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sich insbesondere im süd-
lichen Anschluss an das Plangebiet bzw. mit geringfügigen Überschneidun-
gen Gehölzstrukturen vorhanden sind, die dem gesetzlichen Schutzstatus des 
§ 20 NatSchAG M-V unterliegen, sich jedoch in ihrer Ausprägung von den 
Angaben der Kartierung von 1997 teilweise unterscheiden.  
 
In Absprache mit der unteren Naturschutzbehörde wurden die Biotope anhand 
des aktuellen Bestandes neu differenziert, wobei teilweise Anpassungen der 
Biotopcharakteristik oder Abgrenzung erforderlich sind. Eine Anpassung des 
Biotopkatasters übersteigt die Betrachtung und Bewertung der Biotopstruktu-
ren, wie sie im Rahmen eines Bebauungsplanes üblich sind.  
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 Die Aufnahme und Neubewertung der Biotopstrukturen sind im Rahmen des 
Bebauungsplanes erfolgt, um Rückschlüsse auf mögliche Beeinträchtigungen 
durch die Planung ziehen zu können. 
 
Mit der Umsetzung der Planung erfolgen keine direkten Eingriffe in die ge-
schützten Biotope. Es erfolgt ein Heranrücken von Gewerbeflächen an die 
Biotopstrukturen. Die bestehenden Gehölzstrukturen im südlichen Bereich 
des Plangebietes werden zum Erhalt festgesetzt. Durch die Planung werden 
im nördlichen Anschluss Gewerbeflächen ausgewiesen. Diese ergänzen die 
bestehende Gewerbeansiedlungen nördlich der B 104. Im direkten südlichen 
Anschluss an das Plangebiet befindet sich die Ortslage Lauen. Somit können 
den betrachteten Biotopen deutlich anthropogene Vorbelastungen zugeordnet 
werden. Verbindungen zu weiteren Biotopen in nördliche, östliche und südli-
che Richtung sind eingeschränkt. In westliche Richtung schließen sich Wald-
bereiche an. Diese Verbindungen werden mit der Errichtung der geplanten 
Gewerbeentwicklung nicht gestört.  
 
Aufgrund der dargelegten Argumentation kommt die Gemeinde zu der 
Schlussfolgerung, dass mit der hier betrachteten Planung keine Maßnahmen 
verbunden sind, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des 
charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen 
Beeinträchtigung der vorhandenen Biotopstrukturen führen. Dementspre-
chend ist ein Ausnahmeantrag gemäß § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V nicht not-
wendig.  
 
Die Stellungnahme der uNB bestätigt die Auffassung, dass sich keine zusätz-
lichen Beeinträchtigungen ergeben. Es wird auf die Lage des Plangebietes 
innerhalb der Wirkzone I der bestehenden Verkehrs- und Siedlungsflächen 
hingewiesen. Somit liegt kein Verstoß gegen den § 20 NatSchAG M-V vor.  
 
Artenschutz 
Der vorgelegte Artenschutzrechtliche Fachbeitrag (AFB) legt im Kapitel 1 die 
rechtlichen und methodischen Grundlagen dar. In Abstimmung mit der unte-
ren Naturschutzbehörde ist zur Beurteilung der relevanten Verbotstatbestände 
des § 44 BNatSchG eine Kartierung nach den Mindestanforderungen der 
Hinweise zur Eingriffsregelung M-V oder eine Potentialabschätzung unter 
Berücksichtigung eines Worst-Case-Szenarios möglich. Im vorgelegten AFB 
wird erläutert, dass als Methodik eine Potentialabschätzung gewählt wird. 
Prinzipiell ist die Aussage, dass es bei einer Worst-Case-Betrachtung zum 
übersehen von Artvorkommen kommt, zurückzuweisen. Es wurden das Vor-
kommen aller notwendigen Arten bzw. Artengruppen berücksichtigt. 
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Das Plangebiet wurde als Ackerfläche kartiert. Dies wurde als Grundlage zur 
Beurteilung der Habitatausstattung genutzt. Hier gibt es auch keine Bean-
standungen der zuständigen Umweltbehörde. 
  
Die Habitatnutzung durch die Feldlerche ist stark von der Fruchtfolge auf dem 
Acker abhängig. In den letzten Jahren wurde auf der Fläche Mais angebaut. 
Hier ist von keiner erfolgreichen Nutzung des Revieres auszugehen. Demzu-
folge liegt hier auch unter Berücksichtigung der Brachlage der Flächen im 
vergangenen Jahr kein dauerhaftes Quartier vor. Eine Ackerfläche, auch eine 
temporär brachliegende, ist kein maßgebliches Habitat der Zauneidechse 
oder der Kreuzotter. Nachweise des Neuntöters liegen nicht vor. Die angren-
zenden Gehölzbereiche sind eher licht und nur zu einem geringen Anteil dor-
nig. Somit stellen diese kein typisches Habitat dar. Die angrenzenden Gehölz- 
und Gebüschstrukturen bleiben erhalten. Es sei hier auch auf die bestehen-
den Beeinträchtigungen verwiesen.  
 
Sofern dem BUND artenschutzfachliche Kartierungen für den hier behandel-
ten planungsrelevanten Bereich vorliegen, bittet die Gemeinde diese zur Ver-
fügung zu stellen. Nur wenn hinreichende Kartierungen nach den Mindestan-
forderungen der HzE vorliegen, ist eine Überarbeitung des Artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrages erforderlich.  
 
Das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG konnte aus-
geschlossen werden. Die zuständige Naturschutzbehörde stimmt diesen Aus-
führungen zu. Die Gemeinde sieht daher, unter Berücksichtigung der oben 
genannten Argumentation, keinen Anlass den vorliegenden Artenschutzrecht-
lichen Fachbeitrag überarbeiten zu lassen.  
 
Im Rahmen der Potentialabschätzung wurde das Eintreten von Verbotstatbe-
ständen gemäß § 44 BNatSchG ausgeschlossen. Im weiteren Umfeld sind 
zwar Gewässer vorhanden. Dies betrifft den Kleinen See und Großen See im 
östlichen bzw. westlichen Anschluss an die Ortslage Lauen sowie weitere 
Kleingewässer nördlich des bestehenden Gewerbegebietes. Zum einem liegt 
das Gewerbegebiet nicht auf einer direkten Migrationsroute beispielsweise bei 
Wanderungen zwischen dem Kleinen und Großen See. Zum anderen sind 
auch heute bereits in Richtung Norden die Bundesstraße und das bestehende 
Gewerbegebiet deutliche Störquellen und verhindern auch aktuell schon die 
Migration.  
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Zur Überwinterung innerhalb des Plangebietes sind nur in den vorhandenen 
Gehölzstrukturen Winterquartiere zu erwarten. Diese bleiben erhalten und 
werden durch weitere Gehölzstrukturen am östlichen Plangebietsrand er-
gänzt.  
Es ist klarzustellen, dass es sich um ein Regenversickerungsbecken handelt 
und dieses eine technische Anlage darstellt. Es ist davon auszugehen, dass 
aufgrund der anstehenden Bodenverhältnisse und der zu erwartenden Nie-
derschlagsmengen keine dauerhafte Wasserfüllung vorhanden ist. Das Be-
cken wurde aufgrund des bewegten Geländes am tiefsten Punkt vorgesehen, 
ein anderer Standort ist technisch wenig sinnvoll. Zudem sind die Wanderwe-
ge durch die bestehenden Verkehrsachsen stark behindert.  
Aufgrund der soeben dargestellten Argumentation ist die Vermutung, dass 
sich hier ein maßgebliches Laichgewässer entwickelt, widerlegt. Verbotstat-
bestände nach § 44 BNatSchG werden ausgeschlossen.  
 
Eingriffsbewältigung gem. § 15 BNatSchG 
Die Gemeinde hat sich im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 9 mit den Beeinträchtigungen des Biotopverbundes auseinan-
dergesetzt. Im Gutachterlichen Landschaftsrahmenplan ist das Plangebiet als 
Biotopverbund im weiteren Sinne dargestellt. Gleichzeitig wurde jedoch in der 
Analyse des Standortes festgestellt, dass das Plangebiet in Bezug auf die 
Biotopverbundfunktion durch den bestehenden Gewerbestandort, den Tank- 
und Rastplatz sowie die bestehenden Zerschneidungsachse der Bundesstra-
ße schon deutlich anthropogen vorbelastet ist. Die Gemeinde hat sich für eine 
Verdichtung ähnlicher Nutzungen an einem Standort entschieden. Zudem 
werden Synergien zwischen den Gewerbestandorten erwartet. Diese Argu-
mente sprechen für die Wahl des Standortes, da auch unter aktuellen Bedin-
gungen die Biotopfunktion eingeschränkt ist.  
Innerhalb des Gemeindegebietes besteht weiterhin eine hohe Nachfrage nach 
Gewerbeflächen. Wenngleich die Fläche ein aufgrund der Lage und dem na-
turräumlichen Flächenpotential eine gewisse Bedeutung besitzt, wurde die 
Fläche unter Beachtung der benannten Vorbelastungen bevorzugt. Eine na-
turschutzfachliche Verbesserung des Standortes ist maßgeblich durch die 
B 104 begrenzt.  
 
Im Rahmen des Umweltberichtes erfolgt eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzie-
rung nach der in Mecklenburg-Vorpommern üblichen Methodik nach den 
„Hinweisen zur Eingriffsregelungen“ (HzE - hier Ursprungsfassung aus dem 
Jahre 1999). Für den Ausgleich werden sowohl interne Pflanzmaßnahmen 
wie Baumpflanzungen und Gehölzgruppen in den Randbereichen als auch ein 
gemeindeeigenes Ökokonto genutzt.  
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Somit sind naturschutzfachliche (und artenschutzfachliche) Verbesserungen 
innerhalb des Gemeindegebietes gegeben. Die HzE sieht nicht zwangsweise 
eine Entsiegelung für Versiegelungen vor. 
 
Für die Netto-Null-Versiegelung gibt es derzeit noch keine verbindliche 
Rechtsgrundlage. Wenngleich im Sinne des Klimawandels Entwicklungen im 
Hinblick auf Vermeidbarkeit der Eingriffe, Flächenverbrauch etc. zu prüfen 
sind, bedarf es dennoch einer gemeindlichen Abwägung weiterer Ziele. Hier 
stellen die Förderung von lokalen Firmen und Ansiedlungen von Gewerbebe-
trieben einen wichtigen Aspekt dar.  
 
Alleenschutz 
Der Alleenschutz ist in Mecklenburg-Vorpommern im § 19 Naturschutzausfüh-
rungsgesetz verankert. Die vorliegenden Planunterlagen zeigen detailliert 
Gründe für die Wahl des Standortes und der geplanten Nutzung auf. Die Ab-
lehnung gegenüber Eingriffen in die Alleen wird zur Kenntnis genommen. Die 
Gemeinde verweist auf die Auseinandersetzung in dieser Stellungnahme. 
In Bezug auf die notwendige Fällgenehmigung fanden im Rahmen der Ent-
wurfsbearbeitung Abstimmungen zu Inhalt und Bearbeitungstiefe statt. Der 
Ausnahmeantrag wird zeitnah bei der unteren Naturschutzbehörde einge-
reicht. Eine entsprechende Beteiligung findet demzufolge noch rechtzeitig vor 
Satzungsbeschluss statt. 
 
Die Gemeinde begrüßt, wie dargestellt, die Zusendung von vorliegenden Kar-
tierungen.  
 
Die Gemeinde wird über die Abwägungsergebnisse informieren. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Rahmen der Gemeindever-
tretersitzung Bedenken gegen die vorgelegte Planung vorgebracht 
wurden, diese jedoch keine Zustimmung seitens des Gremiums erhiel-
ten. 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Gemeinde Lü-
dersdorf keine weiteren Anregungen oder Hinweise gegen die vorge-
legte Planung vorbringt und dies mit 11 Ja-Stimmen bestätigt wurde. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Stadt 
Dassow keine weiteren Anregungen oder Hinweise zur vorgelegten 
Planung vorgebracht werden. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Stadt 
Schönberg keine weiteren Anregungen oder Hinweise zur vorgelegten 
Planung vorgebracht werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


